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Liechtensteinisches Landesgesetzblatt 
Jahrgang 1924 Nr. 8 ausgegeben am 20. Juni 1924 

 

Gesetz 
vom 26. Mai 1924 

betreffend die Einführung der 
Frankenwährung vom 26. Mai 1924 

Den vom Landtage in seiner Sitzung vom 11. April 1924 gefassten Be-
schlüssen erteile Ich Meine Zustimmung. 

A. Zahlungsmittel 

I. Im Allgemeinen 

Art. 1 

1) Die ausschliesslich gesetzliche Währung ist der Schweizerfranken 
als Liechtensteiner Franken. 

2) Als gesetzliches Zahlungsmittel gelten diejenigen Münzen, Bank-
noten und andern Zahlungsmittel, welche in der Schweiz jeweils als ge-
setzliche Zahlungsmittel anerkannt sind. 

3) Die Regierung kann auch andere Münzen und Zahlungsmittel bei 
öffentlichen Kassen zur Zahlung zulassen. Eine solche Zulassung ist 
jedoch öffentlich kundzumachen, unter Angabe des Anrechnungswertes. 

4) Die Regierung kann, gestützt auf einen Landtagsbeschluss, die 
liechtensteinische Landesbank (Spar- und Leihkasse des Fürstentums 
Liechtenstein) nach näherer Anweisung zur Ausgabe von liechtensteini-
schen Banknoten und Münzen jeder Art unter Zugrundelegung der 
Schweizer Frankenwährung ermächtigen. Es ist für die ausgegebenen 
Banknoten und Münzen nach Anweisung der Regierung ein Garantie-
Fonds anzulegen. 
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II. Höchstbeträge 

Art. 2 

1) Niemand ist jedoch verpflichtet, mehr als 2 Franken in Münzen 
unter fünf Rappen, mehr als zehn Franken in Münzen von 20 Rappen 
und darunter und mehr als 50 Franken in Münzen von 2 Franken und 
darunter in Zahlung zu nehmen. 

2) Zahlungsmittel mit grösserem Nennwerte dagegen sind in beliebi-
gen Beträgen an Zahlung zu nehmen. 

3) Die öffentlichen Kassen sind jedoch auch zur Annahme solcher 
Scheidemünzen in unbeschränktem Betrage verpflichtet. 

4) Die Landeskasse ist überdies gehalten, solche Scheidemünzen ge-
gen gesetzliche Zahlungsmittel umzutauschen. 

III. Kundmachungen 

Art. 3 

1) Die Regierung wird jeweils diejenigen Münzen und andern Zah-
lungsmittel bekannt geben, welche in der Schweiz gesetzlichen Kurs 
haben. 

2) Ebenso wird sie die nötigen Kundmachungen erlassen bezüglich 
des Zwangskurses der Banknoten und andern Zahlungsmittel. 

3) Sie hat auch die nötigen Massnahmen für den Rückzug ausser Kurs 
gesetzter Zahlungsmittel zu treffen. 

B. Gesetzgebung 

Art. 4 

1) In allen liechtensteinischen Gesetzen, Verordnungen und Ent-
scheidungen oder Verfügungen und Aufträgen von öffentlichen Behör-
den und Ämtern, sowie in Beschlüssen öffentlichrechtlicher Körper-
schaften und Anstalten sind Geldbeträge nur in Franken anzugeben. 
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2) Wenn besondere Verhältnisse es rechtfertigen, kann die Regierung 
eine Ausnahme machen oder gestatten. 

3) Wo in liechtensteinischen Gesetzen, Verordnungen und andern 
Erlassen das Wort "Krone" vorkommt, ist es durch das Wort "Franken" 
und das Wort "Heller" durch das Wort "Rappen" zu ersetzen und der 
Betrag unverändert zu belassen, so dass sie nachher auf einen gleich gros-
sen Betrag in Franken lauten wie früher in Kronen. 

C. Öffentliche Rechnungen, Abgaben und Besoldungen 

Art. 5 

1) Alle Rechnungen und Kassen des Staates, der Gemeinden, öffent-
lichrechtlicher Korporationen und Anstalten, der Spar- und Leihkasse 
für das Fürstentum Liechtenstein, sowie derjenigen Privatpersonen und 
Unternehmungen, welche zur öffentlichen Rechnungslegung verpflichtet 
sind, oder deren Bücher oder Rechnungen der öffentlichen Aufsicht 
unterstehen, sind in Franken zu führen, alle Steuern, Gebühren, Stempel- 
und andern Abgaben in Franken zu erheben und die von Verwaltungs- 
und Gerichtsbehörden zu verhängenden Strafen und Bussen in Fran-
kenwährung auszusprechen. 

2) Ebenso sind Besoldungen, Löhne, Taggelder und ähnliche Leis-
tungen an öffentliche Beamte, Angestellte, Arbeiter und andere Personen 
im öffentlichen Dienst in Franken zu bezahlen. 

3) Inbezug auf die Zölle bleiben die staatsvertraglichen Vereinbarun-
gen vorbehalten. 

4) Wo besondere Verhältnisse es rechtfertigen, kann die Regierung 
eine Ausnahme machen oder gestatten. 

D. Öffentliche Urkunden und Urteile 

Art. 6 

1) In öffentlichen Urkunden zivilrechtlichen und verwaltungsrechtli-
chen Inhalts, welche über Geldbeträge ausgestellt werden, müssen die-
selben in Frankenwährung ausgedrückt werden. 
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2) Ebenso ist in Urteilen der geschuldete Betrag in Franken zu 
bestimmen, soweit nicht effektive Leistung in einer andern Währung 
geschuldet ist. 

E. Geldschulden 

Art. 7 

1) Geldschulden sind, soweit nicht etwas anderes vereinbart ist, in 
Franken zu bezahlen, mit Ausnahme der altrechtlichen Verpflichtungen. 

2) Ist eine andere Währung vereinbart, so kann der Schuldner trotz-
dem sich durch Bezahlung eines dem Kurse am Fälligkeitstage entspre-
chenden Betrages in Franken von seiner Schuld befreien, sofern nicht die 
wortgetreue Erfüllung des Vertrages (z. B. durch das Wort "effektiv" ) 
ausbedungen worden ist. 

F. Strafbestimmungen 

I. Banknoten 

1. Fälschung und Verfälschung 

Art. 8 

1) Wer falsche Banknoten oder Münzen anfertigt, um sie als echte zu 
verwenden, wird wegen Verbrechens mit Zuchthaus bis zu zwanzig 
Jahren bestraft. 

2) Wer echte Banknoten oder Münzen mit einem höheren Wert be-
zeichnet, um sie mit diesem höheren Werte in Verkehr zu bringen wird 
wegen Verbrechens mit Zuchthaus bis zu fünf Jahren oder mit Gefängnis 
nicht unter sechs Monaten bestraft. 

3) Falsche oder verfälschte Banknoten und Münzen sind zu vernich-
ten, ebenso die zu deren Herstellung verwendeten oder bestimmten Sti-
che, Platten, Cliches oder andere Formen. 
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2. Inverkehrbringen 

Art. 9 

1) Wer falsche oder erfälschte Banknoten oder Münzen wissentlich 
als echt oder unverfälscht in Verkehr bringt, wird wegen Verbrechens 
mit Zuchthaus bis zu drei Jahren bestraft. 

2) Wer falsche oder verfälschte Banknoten oder Münzen als echte in 
Empfang genommen hat und sie nach erkannter Unechtheit wieder in 
Verkehr bringt, wird wegen Vergehens mit Gefängnis bis zu einem Jahr 
oder mit Geldbusse bis zu zehntausend Franken bestraft. 

II. Stiche, Platten usw. 

Art. 10 

Wer Stiche, Platten, Cliches oder andere Formen, die zur Fälschung 
oder Verfälschung von Banknoten oder Münzen bestimmt sind, anfertigt 
oder anschafft wird, wegen Verbrechens mit Zuchthaus bis zu fünf Jah-
ren oder mit Gefängnis nicht unter sechs Monaten bestraft. 

III. Banknoten ähnliche Drucksachen 

Art. 11 

Wer den Banknoten oder Münzen ähnliche Drucksachen oder Abbil-
dungen oder ähnliche Erzeugnisse zu Ankündigungen, Reklamen oder 
Scherzen anfertigt oder verbreitet, wird wegen Übertretung mit Gefäng-
nis bis zu drei Monaten oder mit Geldbusse bis zu tausend Franken 
bestraft. 
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IV. Unberechtigte Emission von Geldzeichen 

Art. 12 

Wer ohne Ermächtigung der Regierung Banknoten und andere Geld-
zeichen ausgibt, wird wegen Übertretung mit Gefängnis bis auf ein Jahr 
oder mit einer Geldbusse bestraft, welche dem Fünffachen des Nennwer-
tes der unbefugt ausgegebenen Schuldscheine gleichkommt, zum mindes-
ten aber fünftausend Franken beträgt. 

V. Gold- und Silberzertifikate 

Art. 13 

Die vorstehenden Bestimmungen finden auch Anwendung auf die 
von der Schweizerischen Nationalbank oder der liechtensteinischen 
Landesbank ausgegebenen Gold- und Silberzertifikate. 

G. Übergangsbestimmungen 

I. Altrechtliche Verpflichtungen 

Art. 14 

1) Verpflichtungen welche vor Inkrafttreten dieses Gesetzes entstan-
den sind, werden durch dieses Gesetz nicht verändert. 

2) Ist die Leistung in einem bestimmten Metall geschuldet (z. B. Gold 
oder Silber), so ist hiefür der Marktwert des geschuldeten Metalles im 
massgebenden Zeitpunkt bestimmend. 

3) Ist eine Verpflichtung in Kronenwährung in "klingender Münze" 
zu bezahlen, so ist hiefür der Metallwert derjenigen Fünfkronensilber-
münzen massgebend, welche im Moment der Fälligkeit dieser Verpflich-
tung gesetzlichen Kurs hatten. 
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II. Rückruf alter Zahlungsmittel 

Art. 15 

1) Die gegenwärtig noch kurshabenden liechtensteinischen auf Kro-
nen lautenden Landesgold- und Silbermünzen werden bis zum 31. De-
zember 1924 von der Landeskasse zum jeweiligen Metallwert an Zahlung 
genommen oder gegen gesetzliche Zahlungsmittel ausgetauscht. 

2) Die liechtensteinischen Notgeldscheine, welche auf Heller lauten, 
können bis zum 31. Dezember 1924 bei der Landeskasse zum jeweiligen 
Tageskurse der österreichischen Kronenbanknoten an der Zürcherbörse 
gegen gesetzliche Zahlungsmittel ausgetauscht werden. 

3) Nach Ablauf dieses Zeitpunktes haben diese Zahlungsmittel in 
Liechtenstein keinen gesetzlichen Kurs mehr und werden von den öf-
fentlichen Kassen nicht mehr an Zahlung genommen. 

III. Weiterführung der Kronenrechnung 

Art. 16 

Bis zur Liquidierung der auf Kronenwährung lautenden Verpflich-
tungen und Forderungen haben die öffentlichen Ämter und Kassen für 
dieselben ein besonderes Konto in Kronen zu führen. 

IV. Aufgehobene Bestimmungen 

Art. 17 

1) Mit dem Inkrafttreten dieses Gesetzes werden alle, mit ihm in Wi-
derspruch stehenden Bestimmungen aufgehoben. 

2) Insbesondere werden aufgehoben 
1. das Gesetz betreffend Einführung der Kronenwährung vom 8. Au-

gust 1898, LGBl. 1898 Nr. 2; 
2. das Gesetz betreffend Einführung der Kronenwährung als Landes-

währung vom 17. August 1900, LGBl. 1900 Nr. 2; 
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3. die Verordnung vom 3. Dezember 1858 betreffend den Münzvertrag 
vom 14. Januar 1857; 

4. das Gesetz betreffend Umwandlung der Kronenbeträge in Schweizer-
franken in den Gesetzen und Verordnungen über den Strafbestim-
mungen vom 27. August 1920, LGBl. 1920 Nr. 8; 

5. die bezüglichen Bestimmungen des Strafgesetzbuches; 
6. alle Bestimmungen von Gesetzen und Verordnungen, die sich auf die 

Kronenwährung beziehen; 
7. Gesetz vom 11. Januar 1904, LGBl. 1904 Nr. 1, betreffend die Aus-

prägung von Silbermünzen der Kronenwährung; 
8. Gesetz vom 2. Dezember 1909, LGBl. 1909 Nr. 6, betreffend die 

Ausprägung von Silbermünzen der Kronenwährung; 
9. das Gesetz vom 29. November 1912, LGBl. 1912 Nr. 5, betreffend die 

Ausprägung von Zweikronen-Stücken; 
10. das Gesetz vom 22. Dezember 1914, LGBl. 1914 Nr. 13, betreffend 

die Neuprägung von Silbermünzen der Kronenwährung. 

V. Inkrafttreten 

Art. 18 

1) Dieses Gesetz, welches als nicht dringlich erklärt wird, tritt nach 
Ablauf der Referendumsfrist in Kraft. 

2) Die Regierung trifft die zu seiner Ausführung nötigen Massnah-
men. 

Vaduz, am 26. Mai 1924 

gez. Johann 

gez. Schädler 


